
von Josias Terschüren Juli 2016

„Deutschland hat bei der UN dafür gestimmt, Israel aus der Weltgesundheits-
organisation auszuschließen“, ging Ende Mai ein Raunen durch den israelsoli-
darischen Bereich der sozialen Medien, unterstützt durch einem Artikel von 
HaOlam, das später zerknirscht zugeben musste, einen Übersetzungsfehler 
begangen zu haben. Was dabei nachdenklich stimmt, ist die Tatsache, dass 
ein solcher Gedanke bei dem momentanen politischen und diplomatischen 
Klima nicht direkt als abstrus abgetan und von der Hand gewiesen werden 
kann. Gar nicht allzu weit hergeholt scheint die Behauptung und das ist das 
eigentliche Dilemma, mit dem sich Israel momentan konfrontiert sieht. In-
mittender gut koordiniert wirkenden, beinahe konzertiert ablaufenden Vor-
stöße, die allesamt den jüdischen Staat und seine demokratisch legitimierte 
Regierung unter hohen diplomatischen und politischen Druck setzen, wirken 
positive Einzelmeldungen, wie die Intensivierung der Zusammenarbeit zwi-
schen der NATO und Israel, das ab sofort eine o�  zielle Repräsentanz in der 
NATO hat und Delegierte senden kann, wie ein Tropfen auf den heißen Stein.

Weißes Haus ausdrücklich gegen den Willen der israelischen Regierung

So tagte Mitte Mai in Wien das Nahost-Quartett, bestehend aus USA, Russland, 
EU und UN, um nach den infamen Atom-Verhandlungen mit dem Iran wie-
derum an durchaus israelkritischen Grundlagen für einen Resolutionsentwurf 
zu arbeiten, der dazu gedacht sein dür� e, die Pariser Friedensverhandlungen 
vorbereitend zu unterstützen, die die französische Regierung mit unverhoh-
lener Unterstützung des Weißen Hauses vorantreibt, ausdrücklich gegen den 
Willen der israelischen Regierung, die in ungewöhnlich undiplomatischen Tö-
nen gegen diese „Friedenskonferenz“ Stellung bezieht.*** Und wahrlich, was 
die Europäer unter „Frieden“ verstehen, wird deutlich, wenn man sich ansieht, 
dass Frankreich bereits vorab o� en damit droht, den Staat Palästina anzuer-
kennen, sollte keine „Friedenslösung“ gefunden werden – in einem Prozess, in 
dem in einem ersten Schritt westliche Staaten und einige arabische Nationen, 
ohne Beisein von Israel oder den Palästinensern, gemeinsam einen Rahmen 
de� nieren, der in einem zweiten Schritt Israel vorgegeben oder übergestülpt 
werden soll. Und wahrlich, was die Europäer unter „Frieden“ verstehen, wird 
deutlich, wenn man sich ansieht, dass Frankreich bereits vorab o� en damit 
droht, den Staat Palästina anzuerkennen, sollte keine „Friedenslösung“ gefun-
den werden. Und wahrlich, was die Europäer unter „Frieden“ verstehen, wird 
deutlich, wenn man sich ansieht, dass Frankreich bereits vorab o� en damit 
droht, den Staat Palästina anzuerkennen, sollte keine „Friedenslösung“ gefun-
den werden.

___________________________
http://haolam.de/artikel_25222.html
http://www.bloomberg.com/news/articles/2016-05-04/nato-upgrades-ties-with-israel-amid-moun-
tingregional-threats?
http://www.jpost.com/Israel-News/Politics-And-Diplomacy/Quartet-report-on-Middle-East-peace-
stillbehind-deadline-454213
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Der Antisemitismus in Europa nimmt zu, in einigen Ländern, wie z.B. Frankreich 
und Großbritannien verzeichneten die judenfeindlichen Vorfälle im letzten Jahr ei-
nen Anstieg von bis zu 36%, so berichtete es die Antisemitismusbeauftragte der Eu-
ropäischen Kommission, Katharina von Schnurbein, in einer Arbeitsbesprechung 
im Deutschen Bundestag, organisiert von der Initiative 27. Januar. i Doch parallel 
zu diesem erschreckenden Phänomen nehmen auch die Anstrengungen von staat-
licher und zivilgesellschaftlicher Seite her zu, den modernen Antisemitismus besser 
zu erforschen und zu verstehen, mit dem Ziel ihn eindämmen und zurückdrängen 
zu können. Unerlässlich für dieses Ziel ist hierzu eine Definition des Antisemitis-
mus an sich.

Was genau verstehen wir unter Antisemitismus?

Eine gute Übersicht über die Historie des Unterfangens zu einer Arbeitsdefiniti-
on des modernen Antisemitismus zu gelangen und diesen auf staatlicher Ebene 
anerkannt und in die Praxis umgesetzt zu bekommen, vermittelt der Artikel von 
Andrew Baker ii vom American Jewish Committee, einer global aktiven jüdischen 
Organisation, die sich in ihrem Bemühen um diese Sache sehr verdient gemacht 
hat. Nach der Erarbeitung und teilweisen Implementation einer Definition auf EU-
Ebene und deren späterer Rücknahme, einigten sich die 31 Mitgliedsstaaten der In-
ternational Holocaust Remembrance Alliance (IHRA) auf ihrer Konferenz vom Mai 
2016 in Bukarest auf eine Arbeitsdefinition des Antisemitismus, die mit Beispielen 
dessen versehen ist, wie sich der moderne Antisemitismus ausdrückt oder ausdrü-
cken kann. iii Bemerkenswert ist hierbei, dass 7 von 11 dieser Illustrationen im di-
rekten Zusammenhang mit dem jüdischen Staat Israel stehen – Experten sprechen 
von der antizionistischen Form des Antisemitismus oder von der Israelisierung des 
Antisemitismus. iv

Antizionistischer Antisemitismus im Vordergrund

So erklärt das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) in seiner Broschüre Anti-
semitismus im politischen Extremismus. Ideologische Grundlagen und Argumenta-
tionsformen: „Aktuell steht der antizionistische Antisemitismus im Vordergrund 
– eine Form des Antisemitismus, die über politische Lager hinausreicht. Sie wird 
auch von solchen Personen artikuliert, die einen rassistischen Antisemitismus nie-
mals goutieren würden. Israel wird in diesem Konstrukt zu einer Projektionsfläche 
für antisemitische Ressentiments. Seine Existenz wird zu einem Grundübel und zu 

i	 http://www.juedische-allgemeine.de/article/view/id/28207
ii	 DE: http://www.huffingtonpost.de/andrew-baker-ajc/warum-die-osze-eine-defin_b_13424572.

html
	 EN: http://blogs.timesofisrael.com/to-fight-anti-semitism-first-define-it/
iii	 https://www.holocaustremembrance.com/sites/default/files/press_release_document_antisemi-

tism.pdf
iv	 http://www.jpost.com/Opinion/The-Israelization-of-antisemitism-481835



einer Gefahr für den Frieden erklärt. Der antizionistische Antisemitismus negiert 
das Existenzrecht Israels und diffamiert den jüdischen Staat, indem er ihm einen 
„Vernichtungskrieg“ und eine Politik der „Ausrottung“ vorwirft. Zusammengefasst 
sind es die drei Ds, die eine Unterscheidung zwischen sogenannter Israelkritik und 
einem antizionistischen Antisemitismus ermöglichen: Delegitimierung, Dämoni-
sierung, doppelte Standards.“ v In einer Antwort auf eine aktuelle kleine Anfrage 
von MdB Volker Beck (Bündnis 90/Die Grünen) vi  macht sich die Bundesregierung 
diese Definition des antizionistischen Antisemitismus vom BfV zu eigen. vii Die 
deutsche Bundesregierung versteht demnach, dass Antizionismus Antisemitismus 
ist. Das ist von Herzen zu begrüßen!

Das Gefährliche an dieser modernen Form des Antisemitismus gegen den „Juden 
unter den Nationen“ ist nämlich, dass er anders als der rassistische, antijudaistische 
oder der unter Rechtsextremen weit verbreitete sekundäre Antisemitismus (softe 
oder harte Holocaustleugnung) gesellschaftlich weniger stark stigmatisiert ist und 
weit bis in den politischen und gesellschaftlichen Mainstream hineinreicht und 
dabei eine gefährlich große integrative Kraft aufweist. Der Soziologe Klaus Holz 
meint dazu: „Im antizionistischen Antisemitismus können sich der islamistische, 
der rechtsradikale, der marxistisch-leninistische und der globalisierungskritische 
Antisemitismus treffen.“ viii

Antisemitismus und Antizionismus unter Flüchtlingen und Muslimen

Vor dem Hintergrund der zunehmenden Tendenz der vermehrten Begehung an-
tisemitischer und antizionistischer Straftaten in Deutschland durch muslimische 
Deutsche und Nicht-Deutsche, sticht eine Antwort der Bundesregierung auf die 
oben genannte kleine Anfrage der Grünen ganz besonders heraus. 

Und zwar wird die von der unabhängigen Antisemitismus-Expertenkommission 
des Bundestags geforderte Einrichtung einer Unterkategorie zu den antisemitischen 
Straftatbeständen in (bundes-) polizeilichen und nachrichtendienstlichen Berich-
ten, um die Information, ob der Straftäter einen Migrationshintergrund besitzt und 
falls ja, was für einen, abgelehnt.

Dabei berichtet das Bundesministerium des Innern in einer 2011 herausgegebenen 
Studie: „Deutsche Muslime und nichtdeutsche Muslime äußern somit signifikant 
größere Vorurteile gegenüber Juden als deutsche Nichtmuslime.“ ix

In Anbetracht der Flüchtlingsbewegung und dem zu erwartenden Anstieg von anti-
semitischen Straftaten durch Migranten und Asylanten, die in einem antisemitisch 
und antizionistisch geprägten Kulturkreis aufgewachsen sind, kann man daraus 
nur folgern, dass die Bundesregierung diese Problematik anscheinend nicht sehen 
WILL. x So zeiht auch Bassam Tibi, emerierter Professor für Internationale Bezie-
hungen und selbst Syrer, die Deutschen und ihre politischen Vertreter des Nicht-

v	 https://www.verfassungsschutz.de/de/oeffentlichkeitsarbeit/publikationen/allgemeine-publikati-
onen/broschuere-2016-02-antisemitismus

vi	 http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/108/1810834.pdf
vii	 http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/111/1811152.pdf
viii	Klaus Holz, Die Gegenwart des Antisemitismus. Islamistische, demokratische und antizionisti-

sche Judenfeindschaft, Hamburg 2005, S. 82.
ix	 Bundesministerium des Innern (Hrsg), Lebenswelten junger Muslime in Deutschland, Berlin 

2011, S. 219.
x	 http://bazonline.ch/ausland/standard/die-rueckkehr-des-judenhasses/story/17648613



Wahrhaben-Wollens des islamischen Antisemitismus und Antizionismus unter den 
Flüchtlingen. xi

Deutsche Bestrebungen in die richtige Richtung

Auf anderen Ebenen spielt die deutsche Politik eine sehr positive Rolle und wird 
ihrem historischen Mandat, im Kampf gegen den Antisemitismus voranzugehen, 
gerecht. Unter dem Vorsitz der OSZE in 2016 versuchte Deutschland die Arbeitsde-
finition des Antisemitismus der IHRA auch von den 57 Mitgliedsstaaten der OSZE 
adoptieren zu lassen, was Deutschland in einer diplomatischen Glanzleistung auch 
beinahe gelungen wäre, hätte sich nicht Russland der einstimmig zu fassenden 
Entscheidung verweigert und dagegen gestimmt. Im Umkehrschluss heißt das al-
lerdings, das sämtliche 56 restliche Mitgliedsstaaten der OSZE mit der Arbeitsde-
finition des Antisemitismus übereinstimmen, d.h. auch mit deren Aussagen zum 
Antizionismus. Das ist großartig!

Hier wäre Deutschland in der Pflicht, diese Haltungen auch in Brüssel und auf den 
Fluren der UNO zum Einen selbst an den Tag zu legen und zu artikulieren und 
andererseits auch von den anderen OSZE-Mitgliedsstaaten einzufordern. xii Beide 
supranationale Organisationen machen sich mit ihren teils einseitig gegen Israel 
diskriminierenden Policen und Haltungen der Übertretung der selbst anerkannten 
Definition des Antisemitismus schuldig, wie Professor Manfred Gerstenfeld stich-
haltig argumentiert. xiii

Noch Luft nach oben in der Anwendung der Arbeitsdefinition – nicht alles 
Gold was glänzt

Es ist erstaunlich, dass selbsterkannte antizionistisch-antisemitische Haltungen und 
Anschauungen so schnell unter den Tisch gekehrt werden, wenn andere Interessen 
im Spiel sind, so zu beobachten beispielsweise bei der Finanzierung der Palästinen-
sischen Autonomiebehörde, die querfinanziert durch Berlin und Brüssel mit deren 
Wissen „Märtyrerrenten“ an Terroristen zahlt, bislang ohne einen nennenswerten 
Aufschrei aus Berlin oder Brüssel xiv– oder auch bei Besuchen hochrangiger irani-
scher Delegationen und Politiker (Javad Zarif im Juni 2016 oder eine Delegation des 
Madschles in Berlin im März 2017) mit denen trotz ihrer Holocaustleugnung und 
ihrer Staatsdoktrin der Israelvernichtung und entgegen anderweitiger Äußerungen 
„freundschaftliche Beziehungen nur unter der Bedingung der Anerkennung des 
Existenzrecht Israels“ pflegen zu wollen, relativ normale Staatsbesuche und wirt-
schaftliche Geschäfte abgewickelt werden. Beide Haltungen sind moralisch nicht 
vertretbar, falsch, untergraben andere Fortschritte im Kampf gegen den Antisemi-
tismus und belasten die Beziehungen zu Israel völlig zurecht und unnötig.

Auch in der Umsetzung der von der Expertenkommission vorgeschlagenen Punk-
te zur effektiveren Bekämpfung des Antisemitismus gibt es noch großen Nachhol-
bedarf. Noch in dieser Legislaturperiode wird dem Bundestag ein zweiter Bericht 
der Expertenkommission vorgelegt werden. Als dessen zentrale Forderung wird 

xi	 http://bazonline.ch/ausland/standard/die-rueckkehr-des-judenhasses/story/17648613
xii	 http://www.osce.org/participating-states
xiii	https://heplev.wordpress.com/2016/06/27/die-immense-bedeutung-der-aktuellen-antisemitis-

mus-definition-der-ihra/
xiv	 http://www.tagesspiegel.de/politik/renten-fuer-gewalttaeter-ueberweist-abbas-eu-hilfsgelder-an-

terroristen/14650790.html
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die Einrichtung der Position eines Antisemitismusbeauftragten der Bundesregie-
rung erwartet, dem idealerweise nach französischem Vorbild Bundesministerien 
rechenschafts- und berichtspflichtig wären. Ein solcher Posten würde bestenfalls 
hochrangig im Kanzleramt angesiedelt werden, notfalls etwas niedriger im Bundes-
ministerium des Innern. Der Beauftragte wäre für das Monitoring, als Koordinator 
für die Bekämpfung des Antisemitismus in Deutschland und als Rapporteur für 
die Beratung der Bundesregierung in diesen Fragen zuständig und eine wichtige 
Anlaufstelle für zivilgesellschaftliche Organisationen und Initiativen, die sich auf 
diesen Gebieten engagieren. Eine Deutsche in der Europäischen Kommission, Ka-
tharina von Schnurbein, kann hier als Role-Modell dienen.


